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In Deutschland ist in absehbarer Zeit weder die Thron- 
besteigung einer Frau und so die Verheirathung einer deutschen. 
Herrscherin zu erwarten, noch kann der hier folgenden Auf- 
zählung bekannter Fälle, ausser der schon erwähnten Maria 
Theresia, ein deutscher Fall angereiht werden. 

Es wird nach einem historischen Rückblick unsere Aufgabe 
sein, kurz festzustellen, wo nach den europäischen, speziell aber 
den deutschen Verfassungen der Fall der Verheirathung einer 
regierenden Fürstin noch möglich ist, um dann die staatsrecht- 
lichen und civilrechtlichen, speziell eherechtlichen Folgen eines 
solchen Ehebündnisses zu erörtern. — 

Da unseres Wissens weder in den europäischen (über die 
spanische und portugiesische Verfassung sprechen wir weiter 
unten) noch in den Verfassungen der deutschen Bundesstaaten 
feste Normen über das Verhältnis der regierenden Fürstin zu 
ihrem Gemahl gegeben sind, so ersfcheint uns eine kurze Dar- 
stellung der in neuerer und neuester Zeit thatsächlich erfolgten 
Eheschliessungen von regierenden Fürstinnen geboten; natürlich 
nur unter Berücksichtigung solcher Fälle, die Material zu unserem 
Thema zu liefern im Stande sind, um dann an der Hand con- 
creter Daten mit weit mehr Sicherheit zu einer richtigen abstrak- 
ten Formulirung zu gelangen. 

Von der Heirath (1469) der Königin Isabella von Oastilien 
mit Ferdinand von Arragonien^ ist nur der ihnen gemeisame 
Titel „Ferdinandus Rex et Isabella Regina Castellae" und der 
umstand von Belang, dass nach Isabellas Tode (1504) Ferdinand 
wieder in Arragonien allein herrschte, während an Johanna ^ 
beider Tochter, vermählt mit Erzherzog Philipp von Oesterreich, 
Castilien kam. 

Weit mehr bietet die Urkunde über die am 25, Juli 1554 



' Palthenhis, De marito Reginae, Grryphiswaldi 1707, § 10. 
8 A. a. 0. § 11. 
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vollzogene Heirath zwischen Maria, Königin von England (1563 bis 
1558) und dem Sohne Karls V., Philipp 11. von Spanien, in der 
die gegenseitige Stellung der Ehegatten und die Thronfolge ge- 
regelt wurde und deren wesentlichste Punkte in der Anmerkung* 
gegeben werden. 

Von Maria, Königin von Schottland, die 1558 mit demDauphin 
von Frankreich vermählt wurde, wissen wir, dass der Dauphin „Rex" ^ 
genannt wurde, mit der Bedingung, „ut e nomine regis nullum 
emolumentum, nuUa potentia praeter nudam vocis illius usur- 
pationem esset accessurum", überdies wurde Maria noch der Titel 
^regens" gegeben. 

Gemeinsame Thronrechte endlich wurden der ältesten Toch- 
ter Jacobs II., Maria und deren Gemahl, Wilhelm III. 1869 von 

* „Ut contractis inter Mariam nuptiis, Philippus quidem omnium uxo- 
ris regnorum et provinciarum ütulus sibi sumeret, sociusque in negotiorum 
administratione esset, integris regni privilegiis ac consuetudinibus, plena item 
ac libera beneficiorum, gratiarum et functionum distributione penes reginam 
remanente vicissim Regina in societatem regnorum omnium et dominiorum 
Philippi mariti, quae ipse jam possideret et ei postea obventura essent vo- 
caretur. Conventum porro ut qui ex eo matrimonio filius nasceretur, in 
omnia regna ac dominia reginae praeterea in Belgii Burgundiaeque princi- 
patus succederet . . . inter Philippum ejusque heredes et inter Reginam 
ejusque liberos et heredes et utraque regna ac ditiones constans amicitia, 
concordia et foedus perpetuum sit atque inviolabile. Addito ne Philippe 
fas sit liberos quos e Maria susceperit, nisi cum Procerum Angliae consensu 
8 regno educere, sed adolescere ibidem et in spem successionis educari pa- 
teretur, ne Regina ipsa sequi ipsum extra Regni limites cogeretur, ut eadem 
sine liberis defuncta Philippus nullum haberet in regno jus, sed illud omni- 
no liberum veris heredibus relinquere teneretur, ut vivente etiam Regente 
in iis, quae ad jura sive publica sive privata, immunitates et consuetudines 
regni spectant, nihil innovaret, gemmarum et praetiosae supellectilis, nihil 
ex Anglia avehi curaret, nihil ex patrimonio regio alienaret, naves et muni- 
ta loca ab Angliis custodiri curaret, denique, ut connubii hujus ratione ni- 
hil foederi inter Galliae regem et reginam Angliae nuper inito derogaretur, 
paxque inviolata inter Gallos et Anglos maneret, relicta tamen Philippe 
potestate ut ex suis regnis atque ditionibus pro lubitu Gallos infestaret." 
Palthbnius a. a. 0. § 12. 

* Palthenius § 15. 
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nicht nur wegen des neueren Datums und so der genaueren 
üeberlieferung, sondern hauptsächlich, weil er uns zum ersten 
Male die Folgen einer solchen Heirath in einem constitutionellen 
Staate und zwar gerade im konstitutionellen Staate par excellence 
vorführt. Wir werden desshalb ausser dem hier folgenden histo- 
rischen üeberblick noch im Verlauf der weiteren Untersuchung 
gelegentlich auf diesen Fall zurückzugreifen haben. 

Kaum ISjährig kam Victoria Alexandrine im Juni 1837 
auf den englischen Thron. Am 16. Januar 1840 theilte sie in 
der Thronrede dem Parlamente den Entschluss mit, sich mit 
Albert Franz August Karl Ernst Emanuel, Prinzen von Sachsen- 
Coburg-Gotha, vermählen zu wollen, und fügte hinzu: „es würde 
ihr eine Quelle der lebendigsten Genugthuung sein, den Entschluss, 
den sie gefasst habe, von ihrem Parlamente gebilligt zu sehen." 
In zwei Akten", vom 24. Januar 1840 und 7. Februar 1840, 
wurde die Naturalisation Seiner Durchlauchtigsten Hoheit des 
Prinzen Albert von Sachsen-Coburg-Gotha ausgesprochen und 
ihm „als dankbarstes Zeichen der Achtung und Liebe des Kö- 
nigreiches die Fähigkeit gegeben, alle Rechte und Freiheiten zu 
gemessen, die in diesem Reiche zu Gebote stehen". 

Zuvor jedoch musste Prinz Albert vor dem Lord High 
Chancellor den Huldigungseid (the oath of Allegiance and Supre- 
macy) ablegen. Unter demselben Datum wurde auch der „Act for 
enabling Her Majesty to grant an annuity to bis Serene Highness 
Prince Albert of Saxe-Coburg-Gotha" gegeben, in dessen einem 
Theile Ihre Majestät ermächtigt wird, dem Prinzen ein jährliches 
Einkommen von M 30000^^ zu garantiren, während im zweiten 



" Anno tertio Victoriae reginae, Cap. 1 und 2. 

^' Gleich hier zeigten sich im Parlamente unangenehme Debatten: 
Lord John Russell hatte den Antrag auf J6 50 000 Jahreseinkommen ge- 
stellt, eine Summe, die Mitgliedern des königlichen Hauses schon zu wieder- 
holten Malen gewährt worden war. Die Opposition schlug i8 20 000 vor, 
bis man sich mit 262 gegen 158 Stimmen auf Iß 30 000 einigte. 
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Theile ausdrücklich verfugt wird: „that bis said Serene Bighness 
shall not, by virtue of sucb marriage, acquire or become entitled 
to any estate or interest in any property, real or personal, to 
wbicb Her Majesty may be or may become entitled to in any 
right or manner whatsoever; but that all such property shall be 
held and enjoyed by Her said Majesty, her Heirs and Successors, 
as if such marriage had never taken place ^^^. Es erkannten ihm, 
wie Pauli ^* dies ausdrückt, die „enggezogenen Schranken des 
englischen Königthums^ keinerlei Rechte zu. 

Die Naturalisationsbill war jedoch auch in dieser Form Tom 
Parlament bereits verändert worden, da man ursprünglich eine 
KlauseP^ eingeschoben hatte, die „dem Prinzen Vorrang gleich 
nach der Königin auf Lebenszeit gewähren sollte im Parlament, 
oder überall da, wo es Ihre Majestät für geeignet hielte". 

Dies gab zu verschiedenen Fragen Anlass, so ob z. B. beim 
kinderlosen Absterben Victorias und bei etwaiger Succession des 
Königs von Hannover dessen Sohn als Prinz von Wales, den Vor- 
rang vor dem Prinzen Albert haben werde, oder ob dessen Stel- 
lung stets hinter dem jedesmaUgen Thronfolger sei u. s. w., so 
dass diese Bestimmung der königlichen Prärogative überlassen 
wurde, die ihm dann in einem „letters patent vom 5. März 1840" 
zu allen Gelegenheiten „preeminence and precedence next to Her 
Majesty" anwies, allerdings mit dem Zusätze „except when 
otherwise provided by Act of Parliament". Welche Stellung und 
Kang die Königin ihrem Gemahl am liebsten eingeräumt hätte, 



'^ „Dass die genannte, durchlauchtigste Hoheit auf Grund dieser Hei- 
rath zu keinerlei Besitz berechtigt werden sollte, weder realer noch persön- 
licher Natur, auf welche Weise auch immer Ihre Majestät den Besitz inne- 
haben oder erwerben möge; sondern dass all dieser Besitz dem Genüsse 
Ihrer Majestät, Ihrer Erben und Nachfolger vorbehalten sein solle, gerade 
so, als ob diese Heirath nie stattgefunden hätte ** (d. h. der Besitz der Kö- 
nigin soll als Vorbehaltsgut konstituirt werden). 

" Rkinh. Pauli, Gesch. Englands, 11, 474. 

" Martin, Life of the Prince Consort, London 1877, I, p. 58 ff. 
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geht aus den am 28. December 1841 niedergeschriebenen Wor- 
ten ^® hervor: „he ought to be and is above me in everything really and 
therefore I wish that he should be equal in rank to me.** Wie 
wenig allerdings die englische Monarcbin im Stande war, ihren 
Wunsch auszuführen, geht daraus hervor, dass eine Regelung der 
Stellung des Gemahls mit dem Titel „Prince Oonsort" erst 
17 Jahre später und auch hier wieder nur durch „Hoyal letters 
patent" vom 2. Juli 1857 erfolgte. 

Somit blieb bis dahin die einzige anzuerkennende Stellung 
des Prinzen Albert die eines jüngeren Bruders des Herzogs von 
Coburg-Gotha und so wollte 1845 der König von Preussen ihm 
nicht den Platz als Gemahl der Königin von England zuerkennen, 
um nicht einen ebenfalls anwesenden Erzherzog zurückzuweisen, 
und als 1856 der Kaiser von Frankreich den Prinzen wieder als 
königliche Person behandelte, kam andererseits dessen Onkel 
nicht nach Paris, um den Prinzen nicht den Vortritt lassen zu 
müssen . . . „Dies muss die Würde der englischen Krone beein- 
trächtigen" — so schliesst die Königin ihre Beschwerde. Auch an 
die Regentschaft, die nach dem Parlamentsakt vom 4. August 1840 
im Falle des Absterbens der Königin und der Minderjährigkeit 
des Thronfolgers, an den Prinzen bis zum 18. Jahre des Thron- 
folgers übergehen sollte, wurde die Einschränkung^^ geknüpft von 
der „incapacity to assent to any bill for altering the succession 
to the throne or affecting the uniformity of worship in the 
Church of England or the rights of the Church of Scotland" ^^ 

Kurz in allen Punkten war die Stellung des Gemahls der 
Königin eine äusserst prekäre: ich will hier nur noch den Vor- 
gang streifen, dass Lord George Bentinck, der Führer der agra- 



" Sheldon Amos, Fifty years of engl. Constitution, London 80, p. 241. 

*' Mo. Carthy, History of onr own times, p. 122. 

*® „Von der Unfähigkeit, irgend ein Gresetz zu bewilligen in Bezug auf 
Aenderung der Thronfolge oder der Uniformität des Grottesdienstes der 
Kirche von England oder der Rechte der Kirche von Schottland.** 
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Tischen Opposition bei der Berathnng der Komzölle-Aufhebung> 
den im Hause anwesenden Prinzen direkt anredete; ferner den 
Antrag des Herzogs von Wellington, der Prinz solle eine leitende 
Stellung in der englischen Armee einnehmen, den der Prinz in 
einem ausführlichen Schreiben zurückwies mit der Motivirung: 
„eine Stellung, die ihm eine individuelle VerantwortUchkeit auf- 
erlege, ebenso von sich weisen zu müssen, wie die Möglichkeit, 
dann die Anordnungen der Königin im ordentlichen Instanzen- 
wege d. h. durch den Staatssekretär empfangen zu müssen." Dieser 
Briefe® enthält zugleich ausführlich die Ansicht des Prinzen Albert 
über seine Stellung zur Königin in so vortrefflicher Weise charak- 
terisirt, dass ich meine Betrachtung am besten resumire, indem 
ich die betreffenden Worte des Prinzen hierher setze: 

„This Position is a most peculiar and delicate one. Whilst 
a female sovereign has a great many disadvantages in comparison 
with a king, yet, if she is married, and herhusband understands 
and does his duty, her position, on the other band, has many 
compensating advantages, and, in the long run, will be found even 
to be strenger than that of a male sovereign. But this requires 
that the husband should entirely sink his own individual existence 
in that of his wife — that he should aim at no power by himself or 
for himself — should shun all contention, assume no separate res- 
ponsibility before the pubUc, but make his position entirely a part 
of hers — fiU üp every gap which, as a woman, she would natu- 
rally leave in the exercise of her regal functions — continually 
and anxiously watch every part of the public business, in order 
to be able to advise and assist her at any moment in any of the 
multifarious and difficult questions or duties brought before her, 
sometimes international, sometimes poUtical, or social, or per- 
sonal. — As the natural head of her family, Superintendent of 
her household, manager of her private affairs, sole confidential 



*» Shkldon Amos a. a. 0. S. 243 ff. 
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adviser in politics, and only assistant in her Communications with 
the officers of the G-overnment, he is, besides; the husband of 
the Queen, the tutor of the royal children, the private secretary 
of the Sovereign, and her permanent minister" ^^ — 

In der ältesten Monographie über unser Thema giebt uns Pal- 
THENiüS^^ eine Legaldefinition der regierenden Fürstin „regina"^* 
die auch wir rückhaltlos an die Spitze unserer Betrachtung setzen 
können: 

„Significatus vocabuli reginae nostro argumento proprius, qui 
exprimit rem ipsam et principem foeminam denotat, ipso opere 



^^ „Diese Stellung ist eine ganz eigenartige und sehr prekäre. Zwar 
hat die Regierung einer Frau manche Naohtheile im Gefolge, deren ein 
Fürst entbehrt; auf der anderen Seite aber stehen dem auch viele Vortheile 
gegenüber, wenn die Fürstin verheirathet ist, und einen Gatten besitzt, der 
ihre Stellung richtig aufzufassen versteht, und man wird sogar finden, dass 
im Laufe der Zeit die Stellung einer Souverainin gefestigter sein wird, als 
die eines Souverains. ' Hierzu ist aber erforderlich, dass der Gatte seine eigene 
Individualität vollständig in der seiner Gattin aufgehen läset — dass er auf alle 
Machtansprüche verzichtet — sich in kein Rivalisiren einlässt, vor der Oef- 
fentlichkeit keine persönliche Verantwortung übernimmt, sondern vielmehr 
seine Stellung völlig zu einem Stück der ihrigen macht, jede Lücke ausfüllt, 
die sie, als Frau, begreiflicher Weise in der Ausübung ihrer fürstlichen 
Funktionen ihm lassen müsste, fortgesetzt und angestrengt jeden Zweig des 
öffentlichen Lebens überwacht, um so im Stande zu sein, ihr mit seinem 
Rath und seiner Hilfe beistehen zu können, jederzeit und in jeder der 
mannigfaltigen und schwierigen Fragen oder Pflichten, die sich ihr auf- 
drängen, mögen diese nun internationaler, politischer, socialer oder per- 
sönlicher Natur sein. Dadurch, dass er das natürliche Haupt ihrer Familie 
bildet, ihrem Haushalte vorsteht, ihre privaten Angelegenheiten leitet, als 
einziger Vertrauter ihr in der Politik räth und allein ihi*en Verhandlungen 
mit den Regierungsorganen beiwohnt, ist er nicht nur der Gatte der Königin, 
sondern auch der Vormund der königlichen Prinzen, der Geheimsekretär des 
Monarchen und ihr unabsetzbarer Minister." 

" a. a. 0. § 4. .. 

** Soweit mir bekannt, ist die ungarische Sprache die einzige, die hier 
rein sprachlich einen Unterschied kennt. Es bedeutet das ungarische Wort: 
„Kirälynö" die thatsächlich regierende Königin, „Kirälyne" die Gemahlin 
des Königs, ebenso wie „orvosnö" eine Aerztin, während „orvosne" die 
Gattin des Arztes bedeutet. 
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regnantem^ quae süo iure summum in civitate imperiuiU; quod 
regulariter viris competere censetur, et .habet ipsa et exercet." 

Es kann hier nicht unsere Aufgabe sein, zu untersuchen^ wo 
und in welcher Ausdehnung weibliche Thronrechte bestanden 
haben; wie weit schon die Volksrechte vom Grundgedanken ^^ der 
Zurücksetzung der .Weiber in der Erbfolge beherrscht waren, und 
in welchen deutschen Staaten speciell die cognatische Erbfolge 
vielleicht auf Weiberlehen zurückzuführen ist; sondern es möge 
genügen, hier kurz festzustellen, wo der Fall einer solchen „regi- 
na^ heute noch vorkommen kann. 

Die Betrachtung der europäischen — nicht deutschen — 
Staaten ergiebt, dass in Belgien, Italien, Liechtenstein, Monte- 
negro, Rumänien, Schweden, Serbien und der Türkei lediglich 
der Mannesstamm zur Begierung zugelassen wird, während in 
Dänemark, Griechenland, Grossbritannien und Irland, Niederlande, 
Oesterreich-Ungam, Portugal, Bussland und Spanien die subsi- 
diäre weibliche Thronfolge zulässig ist. 

In Deutschland^* ergeben die einzelnen Verfassungen und 
(wo verfassungsmässige Bestimmungen, fehlen) die Hausgesetze 
folgendes: 

la. Verfassungsgemäss schliessen cognatische Erbfolge aus: 
Oldenburg (Art. 17 § 2) und Sachsen-Ooburg-Gotha 

(§§ 6-10). 
Ib. Nach Hausgesetzen schliessen cognatische Erbfolge aus: 
Anhalt (vgl. Schulze, Hausgesetze I 88), Mecklenburg- 
Schwerin und Strelitz (vgl. Schulze a. a. 0. H, 243). 
IIa. Verfassungsgemäss erkennen subsidiäre cognatische Erb- 
folge an: Bayern (§§ 2 — 4), Braunschweig (§ 14), Hessen 



'' GriERKB^s Untersuchungen zur deutschen Staats- und Rechtsgesch; 
XXV (Otto Opbt, Die erbrechtl. Stellung der Weiber in der Zeit der Volks- 
Techte), Breslau 1888, S. 3. 

'^ Zusammengestellt nach F. Stoerk, Handbuch der deutschen Verfas- 
sungen, Leipzig 1884. 

2 
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(Art. 5), Sachsen (§ 7), Sachsen-Meiningen (§ 3), Schanin- 
burg-Lippe (Art. 3); Schwarzburg-Sondershausen (§ 13), 
Waldeck (§ 15) und Württemberg (§ 7). 
nb. Nach Hausgesetzen erkennen cognatiscbe Erbfolge (aller- 
dings nur direkt den Sohn der erbberechtigten Prinzessin) 
an: Baden (vgl. Schulze a. a. O. S. 203 und 204). 
Keinerlei Bestimmungen haben: 
m. Das Reich als solches, Lippe, Sachsen- Altenburg, Sach- 
sen-Weimar-Eisenach und Schwarzburg-Rudolstadt. 
lY. Preussen, Keuss ältere und jüngere Linie sprechen nur 

vom Mannesstamm. 
Die Frage, ob diese drei Staaten und ganz speziell Preussen 
die weibliche Erbfolge durch die Nichtnennung ausgeschlossen 
haben wollen, kann wohl hier offen bleiben: Zöpfl^^, v. Rönne 2*, 
Held*^ und Heffter^^ verneinen die Ausschliessung, während 
Zachariae^® unter Hinweis auf die Gefahren der subsidiären 
kognatischen Erbfolge und Bsunnemann^^ mit Berufung auf die 
weiblichen Erbverzichte die reine agnatische Erbfalge fordern, 
anscheinend mit nicht recht durchschlagenden Momenten ^^. Auch 
Bornhak ^^ erkennt nur die in Art 53 vorgesehene ordentliche 
Thronfolge an. — 

Gehen wir nunmehr zu der Betrachtung über, welche Fragen 
staatsrechtlicher und civilrechthcher, speziell eherechtlicher Natur 



^^ Deutsches Staatsrecht, ü, 252. 

*® Staatsrecht der preuss. Monarchie, I, § 39. 

*' System des Verfassungsrechtes, ü, § 343. 

** Sonderrechte der Fürstenhäuser. 

^^ Deutsches Staatsrecht, § 66 Anm. 6. 

80 Die Frau als Thronfolgerin, S. 16. 

'^ Auch die von Bluntschli, AUgem. Staatsrecht 11, 33, quasi als Er- 
gänzung zu Art. 53 der preuss. Verf. herangezogene lex Salica 62, 6: „de 
terra vero salica nuUa portio hereditatis mulieri veniat: sed ad virilem sexam 
tota terrae hereditas perveniat'', kann wohl kaum als hier beweiskräftig be- 
trachtet werden. 

«« Preuss. Staatsrecht, I, 182. 
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bei derHeirath einer regierenden Fürstin mit einem auswärtigen 
resp. ausländischen Prinzen in Betracht, kommen,, so werden wir 
am richtigsten davon ausgehen, die der Nupturientin als regier 
render Persönlichkeit zustehenden Rechte genau zu präzisireil, 
um erst von dieser Feststellung aus zu einer richtigen Würdi- 
gung des gegenseitigen Verhältnisses der beiden Yerheiratheten 
zu gelangen. ^ 

In Deutschland wurde die^^ ^Landeshoheit oder Landesherr- 
lichkeit ihrem geschichtlichen Ursprünge gemäss als ein Ausäuss 
der ßeichsregierungsgewalt überhaupt betrachtet. Daher hielt 
man in den älteren Zeiten selbst bei den allodialen Territorien 
eine kaiserUche Verleihung der Regierungsrechte (regalia) oder 
eine Bestätigung dieser in der Form einer Belehnung für noth- 
wendig. Später waren solche Investituren nur noch bei den lehn- 
baren Territorien nöthig. Ueberhaupt hatte sich die Landes- 
hoheit zu einem auf dem Lande selbst in der Art ruhender Real- 
oder Immobiliar-Rechte ausgebildet und wurde mit diesem zu- 
gleich in derselben Weise wie dieses erworben. Das Subjekt der 
Landeshoheit war der durch die Erbfolge-Ordnung zur Regierung 
gekommene Herr"^*, 

Bezeichnender Weise war zu jener Zeit^^ „weder der Be- 
sitz noch die Ausübung einer Landeshoheit von einer Adelseigen- 
fichaft des Erwerbers abhängig und konnte sowohl ^urch Erb- 
folg« als Pfandschaft oder durch andere Rechtstitel auch an bür- 
gerliche Personen kommen". In diesem Stadium war also da^ 
untergebene Land schlechthin ein der „Willenssphäre ^® eines 
Individuums oder einer beschränkten Familiengenossenschaft 
unterworfenes Objekt". 



?' n. ZoEPFL, Grundsätze des Allgem. und deutsch. Staatsrechts, Heidel- 
berg 1855, S. 222ff. 

^ Siehe Zoepfl a. a. 0. 
»« A. a. 0. S. 227. 

'^ G. F. V. Gebbeb, Gesammt. Jurist. Abhandlungen, S. 452. 

2* 
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Bei dieser Auffassung von patrimonialen Fürstenrecliteii steht 
natürlich das Land der regierenden Nupturientin quasi zur Ver- 
fugung, und*^ obgleich bei dem Weiberlehen Oesterreichs die 
Tochter de» Herzogs Heinrich die eigentliche Erbin des Herzog- 
thums ist; so gilt doch ihr Mann als der Regent, der „nomine dotis'^ 
kraft seiner ehemännlichen Vogtei die Landesregierung führt. Ja, 
gewissermaassen betrachtet sich der Schwiegersohn selbst als den 
Erben des Schwiegervaters für seine Gemahlin ,,ratione uxoris", ein 
Ausdruck, der ebenfalls in den Urkunden^® nicht selten vorkommt. 

Mit der Umwandlung des mittelalterlichen Staates in den 
modernen und mit der Herausbildung der selbständigen Staats- 
idee als einer organisirten Gemeinschaft, die auch den Herrscher 
mnfasst, ergab sich folgerichtig die scharfe Trennung von staats- 
und privatrechtlichen Theilen der monarchischen Gewalt, die 
sich mehr und mehr von der patrimonialen Auffassung entfernte. 
Schon PüTTER^* sagt darüber: „Qualicumque in territorio probe 
distinguenda sunt jura bonaque domini territorialis patrimonia- 
Ha, quae nullius privati in patrimonio sunt, quorumque utilitatem 
aeque ac privatus quilibet bonorum possessor dominus territorialis 
percipit; aliaque iura territorialia, quae vi superioritatis terri- 
torialis ab eo exercentur quibusque per omne territorium et qua- 
lescumque illius partes locus est." 



^^ H. Schulze, Das Erb- und Familienrecht der deutschen Dynastien 
des Mittelalters, Halle 1871, S. 86 ff. 

^® Ebenso bestätigte z. B. der edle Herr v. Bolten im Jahre 1261 den 
von seinem Schwiegervater Heinrich dem Schwarzen, Grafen v. Arnsberg 
geschlossenen Verkauf der Vogtei Rockinghausen, in dem er sich mit fol- 
genden Worten als Erben desselben legitimirte: nos, qui successionem eius- 
dem habemus in hereditate ratione filiae ipsius, quam duximus in uxorem. 
So galt auch bei lehensweise ausgeliehenem Erbgut der Frau der Gemahl 
als der Lehnsherr kraft seiner ehelichen Vogtei- und Vormundschaft. Na- 
türlich ging auch in gleicher Weise der Titel auf den Ehemann, über und 
der edle Herr v. Neifen nannte sich nach Verehelichung mit der Herrin von 
Marstätten Graf v. Marstätten (H. Schulze a. a. 0.). 

«® Institutiones iur. publ, Göttingen 1802, § 190. 
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Kurz charakterisirt Pfeiffer*® den Unterschied als „Regie- 
rungs- und Eigenthumsrechte eines Landesherrn". 

Vielfach ist diese Trennung bei der Frage der Staatsyerlas- 
senschaft behandelt worden, die nach Posse *^ alles umfasst, was 
nach dem Absterben eines Regenten der Regierungsnachfolger 
der Regentenwürde wegen erhält, was aber der Nachfolger in 
der Regierung nicht als solcher, sondern aus anderen Gründen 
bekommt, gehört zur privaten Verlassenschaft. Mithin kann er 
Staatserbe und Privaterbe zugleich sein. 

Auch Bluntschli*^ scheidet streng die staatsrechtliche 
Verlassenschaft von der privatrechtlichen Erbschaft, und nur 
die erstere fallt dem Regierungsnachfolger staatsrechtlich zu. 

Bei der Frage der Verheirathung einer regierenden Fürstin 
möchten wir nun diesen fundamentalen Unterschied zwischen den 
Regierungs- und den Privatrechten der Nupturientin ebenso 
streng im Auge behalten, wie einen weiteren Unterschied, der bei 
Betrachtung def Institution der Ehe sich ergiebt. 

Der Inhalt einer Ehegemeinschaft als solcher — auch einer 
souveränen — involvirt keine „communis omnium iurium partici- 
patio"*^, und wir werden mit Grund an einer Trennung festhalten 
können, die uns Schwertner** giebt. Er unterscheidet: „iura, 
quae vel ad essentiam matrimonii pertinent, vel ad accidentia 
certo statui accommodata." Der „communio animorum et cor- 
porum exclusiva" stellt er die „accidentalia vel adventitia" einer 
Ehe gegenüber, „quae non toUunt matrimonium, si absint". 

Halten wir diese beiden Unterscheidungen fest: 

1. die regierende Nupturientin tritt in die Ehe 



** Ueber die Ordnung der Regierungsnaohfolge in den monarchischen 
Staaten des deutschen Bundes, Kassel 1826, S. 16. 

** Staats- und Privatverlassenschaft, Göttingen 1790, S, 38. 
" A. a. 0. n, Buch VI, Cass. VI. 
*' JoH. Dav. Schwertner, a. a. 0. XV. 
^ A. a. 0. XVI fP. 
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A. als Trägerin von Regierungsgewalten, 

B. als Innehaberin von Privatrechten; 

2. die Ehe der Nupturientin erfordert neben 

A. den natürlichen Voraussetzungen jeder Ehe 

B. besondere rein staatsrechtliche Erwägungen, 

80 ergiebt sich eine ganz ungezwungene, in Staats- und privat- 
rechtliche Machtbefugnisse getrennte*^ Gestaltung der Verhältnisse 
der Ehegatten, ohne dass wir genöthigt sind, die Fiktion gesetz- 
lich aufzustellen, die Frau wird der Mann und der Mann wird 
die Frau einer solchen Ehevereinigung, wie sie in Holland** ge- 
fordert wird. 

. Wenn ich also gemäss den vorhergehenden Erörterungen 
der Nupturientin die ihr , durch Thronfolge zugefallene Begie- 
rungsgewalt unverkürzt in Uebereinstimmung mit anderen Bear- 
beitern*^ dieser Frage erhalten wissen will, so kann ich dagegen 



** Gr. Wttkwaall unterscheidet —* in einer während der Drucklegung 
jdieser Arbeit mir zugegangenen Schrift — das von der Moral und das vom 
Gesetz diktierte Verhalten der königlichen Ehegatten zu einander. De 
Koningin en Haar Gemaal s'-Gravenhage 1897. 

** Nieuwe Rotterdamsche Courant, 10. Januar 1893: „Een minjaturir- 
tweje" bepalende dat „de Koningin het hoofd van Hare echtvereeniging 
zou zijn." Ein Miniatur-Gesetz mit der Bestimmung, dass die Königin das 
Haupt der Ehevereinigung sein solle. Ein anderer holländischer Autor, Pro- 
fessor J. Oppenheim (im Rechtsgeleerd Magazijn Haarlem 1894, p. 585), spricht 
sich gegen eine derartige Umwälzung des Eheverhältnisses aus. Wttewaall 
(a. a. 0. S. 17/18) lässt nicht unbeachtet, was für gute Lehren die holländischen 
Frauenrechtlerinnen aus diesem königlichen Beispiel von der Oberherrschaft 
der Frau ziehen werden. 

" N. Myleri ab Eheenbach, Gamologia, Stuttgardiae 1664, p. 119: 
„cum vir se praestantiorem , uxorem ducens, et uxoris et dotis servus fiat." 
"N. Betsius, Tractatus de statutis familiarum, Aargau 1699, p. 154: „in reg- 
nis, in quibus foeminae succedunt, mariti ipsi sibi vel oinnino nihil regii 
iuris sibi vindicare possunt aut tantum tituli sonus." H. Grotiüs, De iure 
belli ac pacis, Parisii 1625, 1, 3: „Alienatio imperii sui regi non permittitur.** 
TJ. J. Weiss, De iure foeminarum Ingolstadt, § 21, p. 39: „Femina illustris 
uxor per nuptias plenarium ius familiae sui mariti acquirit adeo, ut scutum 
gentilitium illustris mariti sui apponere et titulorum praerogativa uti ple- 
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keineswegs den weiteren Baisonnements zustimmen , die ihr zu- 
gleich eine „maritale rein eheherrliche ^^ Gewalt^ sichern sollen« 
Die MotivirungeU; die diese Forderung begründen, sind auch 
nicht geeignet, die dagegen geltend zu machenden Bedenken zu 
erschüttern. 

Man fuhrt aus*®, dass man der Frau, welcher die viel um- 
fassendere Staatsgewalt anvertraut wurde, doch unmöglich die 
geringere Macht in eigenem Hause absprechen könne. Dagegen 
muss man einwenden: Während die Staatsgewalt kraft der Thron- 
folgeordnung der Fürstin im Einklang mit den herrschenden 
Bechtsanschauungen anfallt, stehen gerade diese Eechtsanschauun- 
gen in Widerspruch mit einer Uebertragung der eheheben Macht 
an die Frau. Das Prinzip der ungetheilten Erbmonarchie, die 
aus unvordenklicher Zeit „herstammend den poUtischen Glauben 



nari possit." Palthenius a. a. 0. § 6: „Reginae eius modi maritum regi 
apponimus et coniuge sua superiorem esse negamus." Lüdolphüs, De iure 
foeminarum, Jena 1734, § 12, p. 28 ff.: „Non aeque regina maritum 
semper faoiet regem. Est enim hoc non dignitatis modo vocabulum, sed ad- 
ministrationem rei publicae habet coniunctam, quae si foeminae legibus sit 
delata, alii ab ea conferri nequit, quod ubi tejitatum graviorem motuum ex- 
stitit causa.** J, F. W. de Neumann, Meditationes iuris principium, Frank- 
furt a/M. 1751 (de matrimoniis principum p. 218): „Primo asseruimus, foe- 
minam illustrem viro illustri, inferioris tamen gradus, nubentem, nativam 
dignitatem et titulos retinere. Hinc regia principissa duci nubens pristina 
praecedentia et titulo: Königliche Hoheit gaudet . . . Pariter ducissa comiti 
nubens ducissa manet et Titulum serenitatis: Durchlauchtigkeit retinet. ** 

*® Von einigen „Antiquitäten" in manchen partikularen Gesetzgebungen 
spricht Frau Dr. E. Kempdt in „Die Rechtsstellung der Frau", Berlin 1895, 
S. 150: „So gewährt z. B. das bayerische Landrecht dem Ehemann ein 
massiges Züchtigungsrecht gegen seine Frau, das durch das häusliche Zu- 
sammenleben bedingt sei, in Frankfurt a. Main ist er berechtigt, die Hand- 
lungen der Frau zweckmässig zu leiten und sie zu häuslichen, besonders 
standesgemässen Diensten anzuhalten. Die Frau aber hat ihrem Manne Gre- 
horsam und Ehrerbietung zu leisten. '^ Code Ciyil, 213: „Le mari doit pro- 
tection ä sa femme, la femme obeissance ä son mari." 

49 Wttewaall, De burgerrechtelijke verhouding der Königin tot Haar 
Gemaalin Themis, Jahrg. 1892, S. 43&ff. 
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erhält; den modernen politischen Rationalismus bekämpft ^^, er- 
fordert zweifellos den üebergang der vollen staatsrechtlichen 
Machtfülle auf die Frau: warum man aber das rein eheliche Yer- 
hältniss, dessen ganze Entwickelung sich auf Grund der gegebenen 
physischen Unterschiede vollzogen hat, für diesen einen Fall so 
vollständig umgestalten will, ist schlechterdings nicht einzusehen. 
Hausgesetze und Observanzen werden die Ebenbürtigkeit der 
Ehe zur Voraussetzung machen. In Deutschland^^ werden als 
ebenbürtige Ehen betrachtet werden können: 

a) Alle Ehen, welche Glieder der regierenden Fürstenhäuser 
untereinander schliessen ohne Rücksicht auf den höheren 
oder niederen Titel der Häuser. 

b) Alle Ehen mit Gliedern der ehemals reichsländisch-landes- 
herrlichen Häuser, auf welche Artikel 14 der ehemaligen 
Bundesacte Anwendung findet. 

Ausserhalb Deutschlands werden die Glieder regierender 
christlicher Familien mit gleichberechtigter völkerrechtlicher Stel- 
lung, ohne Rücksicht auf das Alter der Dynastie, noch auf die 
Grösse des beherrschten Landes als geeignet zu einer ebenbür- 
tigen Ehe anzusehen sein. 

Da nach dem deutschen Reichsgesetz über den Erwerb und 
Verlust der Staatsangehörigkeit^^ der Prinz eines jeden Bundes- 
staates ipso jure die Reichsangehörigkeit besitzt, so besteht na- 
türlich für den auswärtigen Prinzen bei der Heirath mit der regie- 
renden Fürstin irgend eines Bundesstaates nicht dieNothwendigkeit 
der Naturalisation. Anders liegt es bei dem ausländischen Prin- 
zen, für den eine besondere Bewilligung der Naturalisation gefor- 
dert^^ werden muss. 



^^ Röscher, Politik, S. 41. 

^^ H. Schulze, Hausgesetze deutscher Fürstenhäuser, III S. 615 ff, 
^^ Vgl. zu dieser Frage Stoerk's Ausführungen in Holtzendobff's 
Handbuch des Völkerrechts Bd. 11 S. 616 ff., Hbg. 1887. 

^^ Westendorp (Het huwelijk der Koningin,. Amsterdam 1893, p. 86) 
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Dass für eine regierende Fürstin ein Ehekohsens^*, sofern 
ihre Verheirathung nicht ausdrücklich an die Zustimmung öflfent- 
licher Körperschaften gebunden ist, sich erübrigt, ist als sicher 
anzunehmen. Auch die Frage der Minderjährigkeit kann für 
unsern Fall nicht von Bedeutung sein, da die Volljährigkeit^^ mit 
18 Jahren eine Voraussetzung zur Regierung bildet. (Aurea 
bulla Caroh IV. (1356) cap. VII § 4 . . . „legitimam aetatem . . . 
quam in principe electore decem et octo annos completos cen- 
seri volumus".) 

Für die Form^® der Eheschliessung kommen unter dem Ein- 
fluss ihrer staatsrechtlichen Stellung die im Lande der Nuptu- 
rientin geltenden Normen staatlicher wie konfessioneller Natur 
zur Anwendung. 

Dass der Name des Stammhauses, dem die qu. Souveränin 
angehört, in erster Linie maassgebend sein soll, ist ein in der 
Landeshoheit begründetes Erforderniss. Gerade um dem Lande 
das angestammte Fürstenhaus ^'^ zu erhalten, hat man zu der sub- 



iässt die Frage, ob der Prinz durch die Heirath selbst oder durch beson- 
deren Akt naturalisirt wird, offen. Wttewaall a. a. 0. S. 9 will gesetzlich 
bestimmt wissen, dass der fremde Prinz durch seine Heirath Niederländer wird. 
Bezüglich der Naturalisation in England vgl. S. 514. 

*** S. Muller (Rotterdam 1883, p. 21) weist ausdrücklich auf die Noth- 
wendigkeit eines Eheconsenses hin. 

^^ Ohne diese VoUjährigkeit kann die Fürstin eben nicht eine ^regie- 
rende" sein und fällt somit nicht unter unser Thema. Der Fall der Heirath 
der minderjährigen Königin erscheint den holländischen Juristen so ver- 
wickelt, dass DE Hartog, Roell und Westbndorp in diesen Schwierigkeiten 
einen Fingerzeig für die Königin sehen, vor ihrer Volljährigkeit nicht zu 
heirathen. Westendorp a. a. 0. S. 71 : „Vorsicht ist eben der bessere Theil 
auch juristischer Tapferkeit!" 

56 YÜT Preussen gilt hier § 72 des Ges. vom 6. Febr. 1875. Der Hei- 
rathscontract der Königin Victoria Art. 1 enthält die Bestimmung, dass die 
Ehe geschlossen werde „according to the due tenour of the Laws of England 
and the Rites and Geremonies of the Church of England''. 

*^ W. Baron v. Goldstein (Een laatste woord, s'-Gravenhage 1887, 
besonders S. 21) ist der Meinung, das Fürstenhaus Oranien-Nassau bleibe 
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sidiärea weiblichen Thronfolge gegriffen und man würde mit 
Ansserachtlassung dieser Bestimmung sich ja gerade in Gegen- 
satz zu dem gewollten staatsrechtlichen Effect setzen. So ist 
auch heute noch in Oesterreich die habsburgische, . in England 
die hannoversche Königsfamilie erhalten; wie auch in Holland bei 
einer eyentuellen Heirath der Königin mit einem ausländischen 
Prinzen das Haus Oranien in den etwaigen Erben dieser Ver- 
einigung seine Fortsetzung findet. 

Das Domizil der Ehegatten ist durch den allgemein gelten- 
den OrundsatZ; dass der Sitz der Regierung sich nicht ausser- 
halb des Landes befinden dürfe ^ festgelegt. Dass im Uebrigen 
innerhalb dieser Grenze der Ehegatte seine natürlichen Bechte 
nicht aufgeben muss, wird bis zu dem Punkte zugegeben werden 
müssen, wo wieder der staatsrechtliche Charakter dieser Ehe in 
[Funktion tritt, wo sich die Herrscherpflichten der Fürstin geltend 
machen. 

Wem die Leitung des Hofhaltes, des Hofgesindes etc. zuzu- 
sprechen ist, wird immer unter Beibehaltung des festgesetzten 
Unterschiedes öffentlicher und privatrechtlicher Macht- 
befugnisse entschieden werden können. Soweit in einem Lande 
dem Oberhaupt und diesem allein eine Civilliste gegeben wird, 
könnte die Fürstin, wenn wir den vorausgehenden Erwägungen 
folgen, ihrem Gemahl keinerlei Dispositionsrechte hierüber ein- 
räunien. So hat auch, wie wir oben^® gesehen haben, in Eng- 
land das Parlament den Prinzen Albert mit einem eigenen Ein- 
kommen dotirt. Wenn dagegen dem Oberhaupt eine bestimmte 
Summe zur Erhaltung des gesammten Hofstaates, zur Bestreitung 
des königlichen Hauses als solchen, bewilligt wird, so kann die 



bei der Yerheirathung besteben ^ während Fabncomjbe Sakders (Troonop- 
volging, s'-GrraveBhage 1887, S. 5) dies bestreitet. J. J. Moser (Famüien- 
staatsrecht II, 74) ist ebenfalls für Erhaltung des alten Stammhauses beson^ 
jders in Bezug auf die Titulatur der Begierenden. 
'«» S. 514ff. 
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Fürstin ihrem Gemahl, wie jedem andern Prinzen des Hauses 
eine beliebige Apanage zur freien Verfügung überweisen, ohne 
sich im Uebrigen ihrer Rechte an der Civilliste zu begeben. 
Soweit also der Hofhalt aus den vom Land gestellten Mitteln 
bestritten wird, ist die Fürstin allein für die Verwaltung zu- 
ständig. Soweit dagegen das PriYatvermögen reicht, ist dein 
Gemahl die eheliche Macht nicht abzusprechen, wie wh* noch 
bei der Frage des ehelichen Güterrechts näher betrachten 
werden. 

Im Anschluss an die Frage des Hof haltes möchte ich gleich 
erörtern, unter wessen Leitung die prinzlichen Erzieher zu stehen 
hätten. Ein holländischer Autor ^® gliedert diese mit Recht dem 
königlichen Haushalte an, folgert daraus aber nach einer ent- 
schieden engherzigen Auffassung, dass sie der Fürstin unterstän- 
den. Man sollte aber doch diese Frage nicht von dem rein 
äusserlichen Grund der Bezahlung abhängig machen, da hier 
schon aus rein pädagogischen Rücksichten die Erziehungsrechte 
dem Vater nicht versagt werden dürften. 

Nur der Fürstin allein können die eigentlichen Herrscher- 
rechte zugesprochen werden. Politische und strafrechtliche ün- 
verantwortlichkeit'^ emaniren ja ans der hohen Stellung der 
Herrscherin und können ebensowenig wie die Landeshoheit selbst 
auf den Gemahl übertragen werden. Wie weit , abgesehen von 
der Staatsgewalt, fürstliche Ehrenrechte wie Titulatur, Insignien, 
mihtärische Ehren, Erwähnung im Kirchengebet und Landestrauer, 
übertragen werden können, muss besonderen Bestimmungen über- 
lassen werden. So sagtauch Zoepfl®^: „Der Titel des Gemahls 
einer selbst regierenden Fürstin muss aber, bo weit er sich auf 
diese Verbindung bezieht, durch ein Staatsgesetz besonders be- 
stimmt werden." 



*» Wttbwaall a. a. 0. S. 431. 

^ ScküLZBj-Lehrb.d. deutsch. Staatsrecht^, Leipzig 1881, S. 185. 

«* ZOBPFL a. a. 0. n, p. 230. 
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"Wenn Zöpfl*^ aber fernerhin sagt: ^Der Gemahl einer 
durch die weibliche Thronfolge zur Selbstregierung gelangten 
Fürstin tritt mit der Verleihung als ünterthan unter deren Staats- 
und Familiengewalt ^y so heisst das zugleich entschieden, dass 
auch jede Q-emahlin eines Fürsten dessen Unterthanin sei, eine 
Frage, die auch Moser bejaht. Schön ^^ fuhrt dagegen aus: „Hat 
die Gemahlin auch selbst kein eigenes Land^ in welchem ihr die 
Majestät zusteht, so hat sie doch conditionem illustrem. Ich 
will sagen, hat sie gleich selbst keine Kegierung, so ist sie doch 
von kaiserlichem, königlichem, fürstlichem oder anderem hohen 
Stande und von einem Blut und Hause entsprossen, welches 
andere zwar als Unterthanen beherrscht, selbst aber mit Unter- 
thänigkeit nicht verbunden und anderen nicht unterworfen ist. 
Noch lässt aber der hohe Stand, von welchem sie geboren ist, 
nicht zu, dass man aus. der Vermählung mit einem regierenden 
Landesherm schliessen oder vermuthen könne, sie habe sich mit 
bürgerlicher Unterthänigkeit®* ihrem Gemahl unterworfen. Dlu- 
stris dignitas non admittit praesumtionem pacti taciti, quo illu- 
stris femina civili coniugis imperio se sub-iecerit." 

Zweifellos gilt dies noch mehr von der Gemahlin, die vor 
der Ehe Souveränin ist und die auf keinen Fall Unterthanin des 
Gemahls werden kann; denn der Endzweck der Ehe wirkt keine 
Unterthänigkeit, eine Souveränin heirathet nicht, um Unterthanin 
zu sein®^. 

Dasselbe, was Schön für die Gemahlin ausführt, wird man 
in unserem Falle auf den Gemahl einer regierenden Fürstin ohne 
Einschränkung anwenden können. Gewiss wird er staatsrechtlich 

«« A. a. 0. p. 78. 

®* Chr. Sohönbn's rechtliche Bedenken etc., Leipzig 1750, S. 38. 

** Das königl. bayer. FamiL-Gesetz I, 1 (1808) nennt die Königin nicht 
unter den dem Könige unterworfenen Mitgliedern des königlichen Hauses. 
Schulze a. a. 0. I, 312. 

. ®* ScHBfDEMANTBL, Eepertorium des deutschen Staats- und Lehnrechts, 
Leipzig 1783, II, 195. 
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nach aussen lediglich als Mitglied^® des königlichen Hauses an^ 
gesehen werden können; ob und wie weit er aber als der Fami-^ 
liengewalt unterthan zu betrachten sein wird, muss danach ent*» 
schieden werden, wie weit diese Aufsichtsrechte im Wesen der 
Souveränität begründet sind (das hannoversche Hausgesetz vom 
19. October 1831 spricht dies ausdrücklich aus)®^ 

Im alten Deutschen Keich bestand die Familiengewalt ®^ der 
deutschen Souveräne vorzugsweise nur in der gewöhnUchen väter- 
lichen resp. ehelichen Gewalt. Heute bildet den Inhalt der Fa- 
miliengewalt kurz Folgendes. 

Alle Anordnungen mit oder ohne Bezeichnung als Haus- 
gesetz, welche die Erhaltung der Ehre, Ordnung, Ruhe und 
Wohlfahrt in der FamiUe erfordern also: 

I. Beaufsichtigung, Erziehung, Ausbildung, Umgebung, Auf- 
enthalt, Reisen oder Niederlassungen im Auslande, Ein- 
tritt in fremde Civil- oder MiUtärdienste. 
n. Ausübung der Gerichtsbarkeit. 
HI. Ausübung der Vormundschaft. 
IV. Bestimmung von Titel und Rang. 
V. Ertheilung eines eventuellen Ehekonsenses. 
In einer Zeit, wo Püfendorf^® mit Recht betonen konnte, 
wie jedwede Handlung des Herrschers nie ohne Einfluss auf 
das Volk blieb, bildete die FamiUengewalt einen Bestandtheil der 
Souveränitätsrechte. Wenn dies auch im modernen konstitutio- 
nellen Staate nur im ganz beschränkten Maasse gelten kann, so 



^ H. K. Westkndorp (a. a. 0. S. 89) fordert auch hierfür besondere 
gesetzliche Bestimmungen. 

*' . . . einer von dem Souverän auszuübenden Aufsicht über die Ver- 
mählungen der Prinzen und Prinzessinnen . . ., dass dieses Aufsichtsrecht an 
sich schon wesentlich in der Souveränität begründet ist . . • H. Schulze, 
Hausgesetze, Bd. I S. 488. 

«8 ZoEPFL a. a. 0. II, 35 ff. 

®® PuFENDORP, De officiis hominis et civis 1709, II, cap. XI: „inde cedere 
iidem debent nihil sibi privatim expedire, quod non idem ezpedit civitati.** 
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wird man dennoch dem GemaH der regierenden Fürstin schon 
mit ßücksicht auf den Eingriff in die Bechte ihrer Familienange- 
hörigen die Familiengewalt nur über die aus der gemeinsamen 
Ehe entsprossenen Familien-Mitglieder zugestehen dürfen« 

Die güterrechtlichen Fragen erweisen ganz besonders die 
Nothwendigkeit einer Scheidung von Staats- und privatrecht- 
lichen Titeln. 

Die patrimoniale Auffassung des Mittelalters, welcher der 
Begriff der Staatspersönlichkeit und damit auch des Staatsgutes 
fremd war, betrachtete den Landesherrn wie einen Grundherrn, 
der aus seinem eigenen Beutel die Yerwaltungskosten des Lan- 
des^^ zu bestreiten hatte. 

Mit dem Verlust oder der UnzulängUchkeit der Stammgüter 
tritt die Heranziehung der Stände mehr und mehr hinzu, und es 
entwickelte sich eine eigenthümliche Duplizität des Finanzwesens. 
Es gab einen landesherrlichen Kammerfiskus, in welchen die 
Einnahmen des Kammergutes flössen, und einen landschaftlichen 
Fiskus, welcher auf den Steuerbeträgen beruhte und an. dessen 
Verwaltung die Stände einen wesentlichen Antheil hatten. Mit 
der äusseren Wandlung der patrimonialen Landeshoheit in den 
modernen Staat musste dieser unzuträgliche Zustand schwinden, 
und so hat sich im Laufe der Zeit das Verhältniss des Hof- 
halts zum Staatshaushalt umgekehrt; „während im Mittelalter 
die Staatsausgaben aus dem Einkommen des Fürsten bestritten 
wurde, trägt jetzt der Staat auch die Ausgaben für den fürst- 
lichen Hof halt« ''^ 

"Wenn auch bei der auf die Staatsgüter radicirten CiviUiste 
dieser Ursprung zweifellos seine Spuren zurückgelassen hat, so 



'^ So Eichhorn, Deutsche Staats- und Rechta-Gescbichte ü, p. 307/8 
,,mit eiuem grossen Theil der aus den Domänen fliessenden Einkünfte und 
mit ihnen verbundenen Gefälle werden die Kosten der Begierung und Hof- 
haltung bestritten." 

'^ ScHÖNBBRG, Handb. der polit. Oekonomie, lEI, 46. , 
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^mrd man doch diese Einnahmequelle als eine der Nuptorientih 
^ein zukommende betrachten müssen. Die weitere, güterrechtliche 
Stellung der Ehegatten wird sich danach richten, ob mit der 
Thronfolge zugleich die Succession in das Famihengut verbunden 
war^^ In den meisten Fällen wird das Familiengut als Bestand- 
iheil des Vermögens des letzten regierenden Herrn zu behan- 
deln sein und geht daher auf die Frauen und deren Nachkommen 
über. 

Das hausfideikommissarische Vermögen (auch das sog. Haus* 
allodium) rechnet Zöpfl^^ nicht zur Privatverlassenschaft des 
Souveräns, so lange ein regierungsfähiger Stamm vorhanden ist. 

Demgemäss wird der GemahF* an den seiner Gattin als 
Souveränin zustehenden Vermögenstiteln keinerlei Anspruch haben 
und an den FamiUengütem nur den Hausgesetzen und Obser- 
vanzen gemäss als antheilberechtigt betrachtet werden können. 

Der privatrechtliche Charakter dieser Vereinigung tritt auch 
wesentlich hervor bei dem völlig freien Privatgut, das der Mo- 
narch in allen deutschen Staaten anerkanntermaassen erwerben 
und besitzen kann. Ueber dieses Vermögen kann der Monarch 
«owohl unter Lebenden, wie auf den Todesfall frei verfügen, es 
verbleibt ihm auch, wenn er abdankt, und steht in jeder 
Beziehung unter den Regeln des allgemeinen Privatrechts, so- 
weit ^^ nicht Gesetze, Hausstatuten und Familien Observanzen 
eine Ausnahme begründen^®. An dem freien Privatvermögen 

7» PöTZL in Bluntsohh's deutsch. Staatswörterbuch, Bd. IV. 

^8 A. a. 0. S. 264. 

'* Schenkungen, Stiftungen etc. wird der Gemahl einer regierenden 
I'ürstin nur aus der Privatschatulle zu machen im Stande sein, während die 
Verfügung über die für diesen Zweck bestimmten staatlichen Dispositions- 
fonds der Souveränin allein zusteht. 

^^ Dies allerdings mit der Einschränkung, dass hier princeps legibus 
solutus est. So sagt das bayr. Hausges. 1819 Tit. VIII, 2 ausdrücklich: 
^Der Monarch ist in seinen Dispositionen an die Vorschriften des bürger- 
lichen Rechts nicht gebunden." 

7« Schulze, Lehrb. S. 204. 
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der regierenden Fürstin wird der Gemahl ^^ in Uebereinstim» 
mung mit dem geltenden Güterrecht (bürgerlichen Recht, Haus- 
gesetzen und Observanzen) vollen eberechtlichen Antheil em- 
pfangen. 

Bezüglich der Erage der Succession bei kinderlosem Ab- 
sterben der regierenden Fürstin wollen wir den Fall, dass die 
auf den Thron gelangte Fürstin nicht das letzte Glied ihres- 
Stammes war, nur streifen. Für ihren Gemahl kann dann in 
keiner Weise der Thron beansprucht werden, der ipso iure an 
das nächstberechtigte Glied des Stammhauses übergeht. War sie 
die letzte ihres Stammes und sind keine Erbverbrüderungen vor- 
gesehen, so ist der Fall nicht ausgeschlossen, dass mit Zustim- 
mung des Landes der sie überlebende Gemahl dauernde Re- 
gierungsrechte erhält. 

Stirbt die Fürstin mit Hinterlassung eines minderjährigen 
Thronfolgers, so ist der Vater zum Regenten zu ernennen, was- 
übrigens neuerdings überall bereits vorher festgesetzt wurde ^^, 
auch festzusetzen sich empfiehlt* Einen Unterschied zwischen 
Vormundschaft (cura personalis) und staatsrechtlicher Regent- 
schaft zu machen erscheint wohl kaum nothwendig. Dagegen 
wird man oft mit Recht zur Einschränkung der Bestimmung der 
goldenen Bulle (aur. Bull. VII, 4: „ius vocem et potestatem et 
omnia ab ipsis dependentia tutor ipse sibi totaliter cum officio 
teneätur protinus assignare") greifen, indem man für die Dauer 
der Regentschaft^* die Möglichkeit einer Aenderung von Staats- 
und Hausgesetzen nicht zulässt. Auch einer Einschränkung des 
Einkommens des Regenten im Vergleich zu der der regierenden 



" Weekblad van het Kecht vom 10. Dez. 1890 (No. 5951) fordert 
für die Königin uneingeschränktes Verfügungsrecht über ihr und ihres Ge- 
mahls Vermögen. 

78 Vgl. den Fall von Maria Theresia (S. 11) und Victoria (S. 14). 

7® lieber das Recht der Regentschaft in Preussen und im Deutschea 
Reiche siehe J. Grassmann, Archiv für öffentl. Recht, VI, 4. 
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Fürstin gewährten Civilliste; wie sie Engelberts®® fordert, kann 
eine gewisse Berechtigung nicht abgesprochen werden. 

Um später etwa entstehenden Verwickehmgen aus dem Wege 
zu gehen und einer möglicherweise inopportunen Personalunion 
vorzubeugen, wird es sich in den meisten Fällen für den Prinzen 
empfehlen, bei der Heirath mit einer regierenden Fürstin allen 
Thronrechten in seinem Heimathlande ®^ zu entsagen. Dagegen 
kann er dort noch Grundherr bleiben, auch etwaige ihm dort 
dotirte Apanagen weiter beziehen. 

Bezüglich des Religionsverhältnisses der Eheschliessenden 
wird man heute im Prinzip alle christlichen Bekenntnisse als 
gleichberechtigt betrachten müssen, wenn schon im siebzehnten 
Jahrhundert Thomasiüs®^ die Frage der rechtmässigen Ver- 
ehelichung zwischen fürstlichen Personen lutherischer und re- 
formirter Religion bejahte. Verfassungen und Hausgesetze wer- 
den allerdings hier oft einen Uebertritt des Gatten nothwen- 
dig machen, eine bestimmte Confession für die Kinder gebieten 
können. 

Die Anerkennung der anderen Staaten wird sich nach dem 
im Heimathstaate festgesetzten richten müssen oder wie Hefftek 
sagt: „welche Rechte dem Gemahl einer Souveränin zustehen 
sollen, ist dagegen Verfassungssache eines jeden Staates, sofern 
jener nicht selbst schon eine völkerrechtliche Stellung hat"®^ 

„Des König-Weibes Würde ist eine um so höhere; denn 
ihr ist die Bürde des Königthums eine doppelte und keinem 
Manne kostet die üebernahme der Regierung die individuellen 



^^ Het Regentschap, Amsterdam 1884. 

®^ H. Schulze a. a. 0. S. 258 ff. Prinz Friedrich Otto von Bayern 
verlor auch als König Otto von Griechenland seine Eigenschaft als bayerischer 
Prinz nicht, bezog auch weiterhin seine hausgesetzlich bestimmte Apanage 
und leistetete den Eid auf die bayerische Verfassung. 

^^ Rechtmässige Erörterung der Ehe und Gewissenfrage, ob zwei fürst- 
liche Personen . . . Halle 1689, S. 103, 

»» Völkerrecht d. Gegenwart, VI. Aufl., S. 112. 

3 
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Opfer, welche in diesem Falle das Weib zu bringen hat", sagt 
Held ^* mit ßecht. Aber ihrer individuellen Opferung steht doch 
als Aequivalent die Innehabung der Herrscherwürde gegenüber. 
Viel grösser ist entschieden die Selbstüberwindung des Gemahls: 
er wird staatsrechtlich zum Schatten der Königin, er muss^^ ein 
politischer Söldling werden, er darf beim öflFentlichen politischen 
Auftreten gewärtig sein, zurückgewiesen zu werden®^, bedeutet 
zu werden, er sei und bleibe dem Lande ein Fremdüng®^. Auf 
Schritt und Tritt -wird er seine prekäre Stellung empfinden, um 
so mehr empfinden, wo seine' Stellung eine schwankende, nicht 
festbegrenzte ist. 

Bezüglich der Stellung des Gemahls einer regierenden Fürstin 
existiren m. W. n. gesetzliche Bestimmungen nur für Spanien®® 
und Portugal®®, und so werden in Ermangelung solcher Bestim- 
mungen die Eheverträge unserer Nupturientin möglichst genaue 
Anhaltspunkte zur Beantwortung etwa auftauchender Streitfragen 
geben müssen. 

«* A. a. 0. I, S. 260. 

®^ Wie es z. B. die engl. Opposition verlangte: The Crown and the 
Cabinet by Verax, London 1878. 

^ Goldstein, Troonopvolging, p. 23 : „De uitstekendste Vorst uit frem- 
den Huize möge zieh al populair weten te maken in de hoogere Kringeo, 
bij de staatkundige leiders, voor het volk zal hij steeds een vreemde blijven. 
„Der vorzüglichste Fürst aus fremdem Hause mag sich in den höheren 
Kreisen, bei den staatskundigen Leitern noch so beliebt zu machen wissen, 
für das Volk wird er stets ein Fremdling bleiben." 

®' Ich verweise auf den Auftritt, den die Anwesenheit des Prince Con- 
sort im englischen Parlament hervorrief (S. 517). 

^^ Constitution del estado 30. Juni 1876, Madrid, Art. 65: „Quanda 
reina una hembra el principe consorte no tendrä parte uniguna in el gober- 
no del Reino." „Wenn eine Königin vermählt ist, so soll ihr Gemahl kei- 
nerlei Antheil an der Regierung des Königreichs haben." Oarta constituti- 
onal da monarchia Portugueza, aos 29 de abril do 1826, p. 24 (Art. 90): 
„Seu marido näo tera parte no Qovemo, e somente se chamarä Rei, depois 
que tiver a Rainha filho, ou filha. „Ihr Gemahl soll kein Antheil an der 
Regierung haben, und lediglich den Titel König führen, sobald die Königin 
einen Sohn oder eine Tochter hat." 
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Die Frage der Staats- und völkerrechtlichen Legitimation®^ 
zum Vertragsabschlüsse dieser Eheverträge hängt davon ab, wie 
weit solche als Staatsverträge zu betrachten sind. Stoerk®^ 
nennt „diejenigen Vereinbarungen regierender oder ehemals re- 
gierender Fürstenhäuser, in welchen unter Beobachtung äusserer, 
für den Abschluss materieller Staatsverträge üblich gewordene 
Formen nicht staatsrechtliche sondern ausschliesslich privat- 
rechtliche Angelegenheiten zur urkundlichen Fixirung gelangen, 
so Ehe vertrage zwischen Mitgliedern verschiedener Dynastien, 
Vergleiche, Verkäufe, Verzichte etc. . . ." formelle Staatsverträge. 
Auch Heffter*^ betrachtet derartige Verträge als nicht in's 
öffentliche Recht gehörig und will, wo solche Verträge zugleich 
staatsrechtliche und privatrechtliche Interessen umfassen, wie 
z. B. eine Eheberedung und eine politische AUianz auf jeden 
Theil des Vertrags das denselben normirende Recht angewendet 
wissen. 

„Ein Ehevertrag im Allgemeinen soll die rechtliche Wirkung 
der Ehe sowohl in Beziehung der beiden Ehegatten und deren 
Güter während der Ehe und nach Auflösung derselben, als in 
Beziehung der Kinder und zwar in besonderer Rücksicht der 
Erbfolge enthalten" »2. 

Wir halten in den Ehepacten zu behandeln für erforderlich: 

1. Naturalisation des Gemahls, Bestätigung des Verlöbnisses 
und Zeitpunkt der Ehe; 

2. Vertrag über die Form der Ehe, die Stellung des Gemahls ; 

3. die güterrechtliche Stellung der Ehegatten und 

4. die Succession und Regentschaft. 

®® Nach Fr. Chr. von Steck (Abhandlung von dem Gemahl einer 
Königin, Berlin 1777, S. 38/39) müssen die Landesvertretungen zu den Ehe- 
pacten unserer Regierenden ihre Zustimmung geben. 

®^ F. Stoerk über „Staats vertrage" im SxENGEL'schen Handwörterbuch 
des Verwaltungsrechts, Bd. 11 S. 516. 

«* A. a. 0. p. 185 u. 190. 

®^ Kohler, Privatfürstenrecht, § 58. 

3* 
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iDie Betrachtung der englischen ^^ Verhältnisse zeigte uns, 
wie schädlich für das Ansehen der Monarchie die Schlichtung 
nachträglich entstandener Streitfragen ist, und wie unUebsame 
Debatten dadurch entstehen können; hier kann nur durch um- 
fassende Vorschriften im Ehekontrakt der hohen Nupturientin 
nach Möglichkeit entgegengewirkt werden. 



®^ Treaty for the marriage of Her Majesty with the Prince Albert of 
Saxe-Coburg-Gotha, signed at London, February 7, 1840, enthält nur kurz 
drei Artikel: 1. Die Ehe nach englischem Kirchen- und Landesgesetz; 2. die 
Bewilligung der Apanage; 3. die Erziehung der Kinder nach englischena 
Gesetz. 
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